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VEDTÆGTENS ARTIKEL 73
Fortolkningsbestemmelser

til ordningen om dækning af risikoen
for ulykker og erhvervssygdomme

hos tjenestemænd
ved De Europæiske Fællesskaber

Anvendelse af denne ordning skal i henhold til

artikel 29 heri regelmæssigt forhandles i Vedtægts-

udvalget. Vedtægtsudvalget afgav på sit 82. møde

den 28. september 1984 i Bruxelles enstemmigt

positiv udtalelse om nedenstående fortolknings-

bestemmelser.
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ARTIKEL 73 DES STATUTS
Bestimmungen für die Auslegung

der Regelung zur Sicherung
der Beamten der Europäischen Gemeinschaften

bei Unfällen und Berufskrankheiten

Gemäss Artikel 29 der Regelung zur Sicherung der Beamten

der Europäischen Gemeinschaften bei Unfällen und Berufskrankheiten

muss der Statutsbeirat regelmässig über die einheitliche Anwendung

dieser Regelung beraten. Er hat die nachstehend wiedergegebenen

Auslegungsbestimmungen auf seiner 82. Sitzung vom 28. September 1984

in Brüssel einstimmig befürwortet.
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Bestimmungen für die Auslegung der Regelung
zur Sicherung der Beamten der Europaischen Gemeinschaften

bei Unfällen und Berufskrankheiten
(Artikel 73 des Statuts)

Artikel 2:

Absatz 1: (*)

Zur körperlichen Unversehrtheit gehören insbesondere auch Prothesen,

wenn diese im Zeitpunkt des- Unfalls ihren funktioneilen Zweck erfülle.

Absatz 2.

Aufgeführt sind die Falle, in denen der Eintritt eines auf ausserer

Einwirkung beruhenden Ereignisses nicht deutlich erkennbar ist.

Insbesondere können die Kosten für eine Herme und eine Lumbago über-

nommen werden, wenn der ärztliche Nachweis erbracht wird, dass sie auf

einen Unfall zurückzuführen sind.

Artikel 3

Die Ausübung des Dienstes muss die wesentliche oder überwiegende

Ursache der Krankheit oder der Verschlimmerung einer bestehenden

Krankheit sein.

In dem in Absatz, 2 genannten Fall obliegt es dem Beamten oder seinen

Rechtsnachfolgern, den Nachweis zu erbringen, dass ein Kausalzusammen-

hang zwischen seiner Krankheit und dem beruflichen Umfeld besteht.

Artikel 4.

Die von der Sicherung ausgeschlossenen Falle müssen in einem unmittel-

baren Zusammenhang mit der Erhöhung der Gefahr(en), die sie nach

ziehen, stehen,

Artikel 5:

Die Neufassung von Artikel 40 des Statuts (Verordnung Nr. 912/78 des

Rates) betreffend die Möglichkeiten der Aufrechterhaltung der Sicherung

hat Vorrang gegenüber dieser Bestimmung der Regelung.

(*) Satz l der franzosischen Fassung der Auslegungsbestimmungen betrifft
eine Auslegungsschwierigkeit, die sich in der deutschen Fassung
nicht stellt.
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übernommen werden die Kosten für gerichtsmedizinische Gutachten, die von dem

Beamten in einem Gerichtsverfahren nach allgemeinem Recht zur rechtlichen Durch-

setzung oder gütlichen Einigung verauslagt werden, um andere Schaden als die

durch diese Regelung gedeckten Schaden geltend zu machen oder eine weitergehende

Entschädigung als die, welche für die durch diese Regelung gedeckte Schaden

gewahrt wurde, zu erreichen.

Artikel 12

Eine Entschädigung wird nicht nur bei anatomisch-funktionaler Invalidität, sor^ff

dern auch bei einer durch den gleichen Unfall ausgelosten psychischen Invalidität

gewahrt. Die beiden Entschädigungen für zwei verschiedene Arten von Schaden

können kumuliert werden. Diese Kumulierung ist jedoch nur bis zur Hohe von 100 %

des bei Vollinvaliditat vorgesehenen Kapitalbetrags möglich. Die letzte Bestim-

mung im Anhang der Regelung ist in dieser Hinsicht recht eindeutig, denn sie

sieht folgendes vor 'Wird durch ein und denselben Unfall eine mehrfache Invali-

dität ausgelost, so sind die einzelnen Entschädigungen zusammenzurechnen, doch

darf die Gesamtentschadigung weder den vollen Kapitalbetrag übersteigen, der bei

dauernder Vollinvaliditat gewahrt wird... ".

Artikel 14

Diese Entschädigung gilt für andere als die durch die Entschädigung nach Artikel 12

gedeckten Schaden und kommt zu der letztgenannten hinzu.

Die in Artikel 12 und 14 vorgesehenen Entschädigungen dürfen jedoch zusammen den

Betrag der bei dauernder Vollinvaliditat gewahrleisteten Entschädigung (100 %)

nicht übersteigen.

Artikel 15

Diese Entschädigung kommt zu den in Artikel 12 und 14 genannten Entschädigungen

hinzu. Die Pflege durch einen Dritten muss von dem von der Anstellungsbehorde

bestellten Arzt vorher genehmigt werden.
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Artikel 16:

Absätze l und 2:

Diese Formalitäten sind unerlässlich, damit die Verwaltung eine Akte

anlegen kann. Die Beweislast trägt der Antragsteller. Der Vordruck der

Unfallmeldung enthält ausser dem Datum und der Unterschrift des Beamten

oder seiner Rechtsnachfolger folgenden Vermerk: "Der (die) Unterzeich-

nete versichert, dass die Angaben der Wahrheit entsprechen". Auf der

ähnlichen Bescheinigung muss der Name des Arztes, der sie ausgestellt

habe deutlich angegeben sein.

Absatz 3:

Bei dieser Art von Untersuchung kann die Verwaltung einen oder mehrere

Sachverständige hinzuziehen.

Artikel 18:

Im Todesfall kann die Verwaltung um die Zustimmung der Rechtsnachfolger

zu einer Autopsie nachsuchen.

Artikel 19:

Der Arzt bzw. die Aerzte können sich angesichts eines Ereignisses, das

zu einer rein rechtlichen Beurteilung Anlass gibt (Uebereinstimmung mit

dem Begriff Unfall oder Berufskrankheit), für unzuständig erklären. Die

Anstellungsbehörde entscheidet nach Einholung der rechtlichen Stellung-

nahmen der Parteien.

Artikel 23:

Absatz 1:

Der Aerzteausschuss ist ein mit Stimmenmehrheit beschliessendes Kollegium

unabhängiger Sachverständiger, das innerhalb der von der Anstellungsbe-

hörde festgesetzten Frist ein Gutachten zu erstatten hat.
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Es besteht in diesem Zusammenhang ein Unterschied zu einem schiedsrich-

terlichen Verfahren. Der Aerzteausschuss tritt auf Initiative der be-

treibenden Partei zusammen. Handelt es sich nicht um einen ärztlichen

Streit, so erklärt sich der Ausschuss für unzuständig.

Absatz 2:

Als Kosten gelten sämtliche, nicht als Honorare geltenden Aufwendungen.

Artikel 27:

Absatz 1:

Der Ausdruck "Sitz des Organs, dem der Beamte angehörte", findet auf

den Beamten Anwendung, der endgültig aus dem Dienst ausgeschieden ist.

Absatz 2:

Der am Tage der Entscheidung gültige Kurswert ist die Notierung der ge-

wählten Währung gegenüber der ECU.
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Article 29 of these Rules provides for their application

to be considered at regular intervals by the

Staff Regulations Committee.

At its 82nd meeting, held in Brussels

on 28 September 1984, the Committee

unanimously endorsed the following interpretation.

ARTICLE 73 OF THE STAFF REGULATIONS
Interpretation of the Rules on the Insurance
of Officials of the European Communities

against the Risk of Accident
and of Occupational Disease
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Interpretation of the Rules on the Insurance of Officials of the

European Communities against the Risk of Accident

and of Occupational Disease

(Article 73 of the Staff Regulations)

Article 2:

Paragraph 1:

The adjectives "external", "sudden", "violent" and "abnormal" qualify

both "factor" and "occurrence" (*).

Any damage to prostheses, provided they are being used for their

intended purpose at the time of the accident, will be regarded as

"adversely affecting bodily health".

Paragraph 2:

The examples given are cases where the external occurrence or factor may

not be clearly apparent. In particular, hernias and lumbago will be

covered provided it is medically established that such conditions have

a traumatic origin.

Article 3:

It must always be borne in mind that performance of duties must be the

basic or prime cause of the disease or aggravation of a pre-existing

disease.

In the case referred to in paragraph 2, it is for the official or those

entitled under him to supply all necessary information establishing the

causal relationship between the disease and the official's work.

Article 4:

There must be a direct link between the cases excluded and the increased

risk(s) involved.

Article 5:

Article 40 of the Staff Regulations, as amended by Council Regulation

No 912/78, concerning the possibility of continuing cover overrides the

Rules.

(*) This explanation is necessary because the various language versions
of the Rules are open to differing interpretations.



Articles 8 and 9:

The entry into force of Article 85a of the Staff Regulations,

which introduces general subrogation in favour of the Communities

with the exception, however,'of losses of a purely personal nature,

renders the subrogation condition for benefits granted under the

Rules null and void. Officials are particularly requested to

specify the limits clearly when making claims under general law.

Article 10:

Paragraph 1 :

Consolidation of the injuries sustained in an accident means that

the condition has stabilized or, to be more precise, that any

improvement will be either very slow or very minor. It is a general

rule that consolidation is achieved on completion of a course of

treatment to improve the condition, but this does not exclude the

possibility of further treatment to prevent any aggravation. If post-

consolidation care or treatment is envisaged or later proves necessary,

the official's doctor must produce a report showing the causal link with

the accident so that the doctor appointed by the appointing authority

can express an informed opinion with *a view to reimbursement.

With regard to cures, the doctor appointed by the appointing authority

must also express an opinion, when assessing the overall injuries

caused by the accident and regardless of the decision taken by the

medical officer of the office responsible for settling claims to which

the official belongs, on whether such treatment is required as a

direct result of the accident. Furthermore, in accordance with the

decision of the Heads of Administrative Departments which took effect

on 1 January 1980, the reimbursement of subsistence expenses for a

cure will be limited to a supplementary amount equivalent to" the

ceiling applicable under the sickness insurance rules. This also

applies to reimbursements for spectacle frames.

Expenses incurred for the opinion of a specialist in forensic medicine

Only expenses incurred as a result of a court order in an action which

may oppose the Communities and a third party are reimbursed under the
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Rules. Such expenses incurred by an official in connection with

proceedings under the general law, either by amicable settlement

or in a legal proceeding, to claim damages for injuries other than

those covered by the Rules or to claim sums in excess of those

awarded under the Rules do not qualify for reimbursement.

Article 12:

This payment is to compensate not only for physical invalidity

but also for any mental disturbance caused by the same accident

Payments may be made on both counts since two separate types of

injury are involved. However, the total sum may not exceed 100%

of the lump sum provided for in the case of total invalidity. The

last provision in the Annex to the Rules is quite explicit, stating

that "the total allowance for invalidity on several counts arising

out of the same accident shall be obtained through addition but such

total shall not exceed.... the total lump sum of the insurance

for permanent or total invalidity... ".

Article 14:

This allowance is granted as compensation for injuries distinct

from those covered by the payment referred to in Article 12 and_

is therefore additional to that payment.

However, the sum of the payments provided for in Articles 12 and 14

may not exceed the payment guaranteed in the case of total

permanent invalidity (100%).

Article 15:

This allowance is granted in addition to the payments referred to

in Articles 12 and 14. The assistance of another person is subject

to prior authorization from the doctor appointed by the appointing

authority.
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Article 16:

Paragraphs 1 and 2 :

Members are reminded that, these formalities are essential for

the administration to open a file. The burden of proof is on

the person submitting the claim. The accident report form must

contain, in addition to the date and the signature of the official

or those entitled under him, a statement to the effect that it is

In the event of the official's death, the administration may request

those entitled under him to grant permission for an autopsy to

be carried out.

Article 19:

The doctors are entitled to state that they are not qualified to

take a decision if the case calls for a strictly legal interpretation

to be made (whether the concept of an accident or an occupational

disease is satisfied). The authority takes its decision after

concerting the parties concerned in the legal proceedings.

Article 23:

Paragraph 1:

The Medical Committee is a board of independent experts which acts

by a majority and is required to deliver its opinion within the

period laid down by the authority.
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Paragraph 3:

The administration may call in one or more experts for such an

inquiry.

Article 18:



In that respect the procedure is different from that of appeal

to an arbitrator. The Committee is convened on the initiative of

the earliest petitioner. If the dispute is not of a medical

nature, the Committee states that it is not qualified to act.

Paragraph 2:

"Expenses" means everything except fees.

Article 27:

Paragraph 1 :

The expression "the country where the institution to which the

official belonged has its seat" applies to officials who have
definitively terminated their service.

Paragraph 2:

The exchange rate prevailing on the day of the decision means
the ECU rate of the currency chosen.
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ARTICLE 73 DU STATUT
Dispositions d'interprétation

de la réglementation relative à la couverture
des risques d'accident et de maladie professionnelle
des fonctionnaires des Communautés européennes

Conformément à son article 29, l'application de cette réglementation

doit faire l'objet d'une concertation régulière au sein du Comité du

statut. Celui-ci a émis, à l'unanimité, au cours de sa 82ème réunion,

tenue à Bruxelles le 28 septembre 1984, un avis favorable aux disposi-

tions d'interprétation reprises ci-après.
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Dispositions d'interoretation de la réglementation relative a la couverture des

risques d'accident et de maladie professionnelle (art ic le 73 du Statut).

Article 2 :

Paragraphe 1 :

Les qualificatifs "extérieur - soudain - violent - anormal" se rapportent autant
au substantif "facteur" qu'au substantif "événement" '*'•

L'intégrité physique comprend notamment les prothèses lorsque celles-ci, au moment

de l'accident, jouent leur rôle fonctionnel.

Paragraphe 2:

Les cas enumeres concernent les éventualités ou l'intervention d'un événement ou

facteur extérieur n'est pas mise clairement en évidence. En particulier, les her-

nies et lumbagos peuvent être pris en charge s'il est médicalement établi qu'ils

sont d'origine traumatique.

Article 3:

IL convient de ne pas perdre de vue que L'exécution des fonctions doit constituer

la cause essentielle ou prépondérante de la maladie ou de L'aggravation d'un état

maladif préexistant.

Dans l'éventualité visée au § 2 il appartient au fonctionnaire ou a ses ayants

droit de fournir tous les elements nécessaires a l'établissement de la relation

de cause a effet entre sa maladie et le milieu professionnel.

Article 4:

Ces cas d 'exc lus ion doivent avoir une relation directe avec l 'aggravation du

des risques qu'i ls entraînent.

La nouvelle rédaction de l 'art ic le 40 du statut (Règlement n° 912/78 du Conseil)

concernant les possibilités du maintien de la couverture prévaut sur la disposition

réglementaire.

(*) Cette interprétation est rendue nécessaire par les divergences qui peuvent décou-
ler de la lecture des autres versions linguistiques de la réglementation.
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Ce texte a déjà été publié en français
dans le I.A. Spécial interinstitutions

tous les lieux du 7.1.1985
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ARTICOLO 73 DELLO STATUTO
Disposizioni d'interpretazione

della regolamentazione relativa alla copertura
dei rischi d'infortunio e di malattia professionale

dei funzionari delle Comunità europee

L'applicazione di questa regolamentazione, deve,

a norma del suo articolo 29, formare oggetto di regolare

consultazione in seno al Comitato dello statuto.

Nell'82" riunione, tenutasi a Bruxelles il 28 settembre 1984,

tale Comitato ha emesso all'unanimità parere favorevole sulle

disposizioni d'interpretazione qui di seguito riportate.
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ARTIKEL 73 VAN HET STATUUT
Bepalingen voor de interpretatie

van de regeling voor de verzekering van de ambtenaren
van de Europese Gemeenschappen
tegen ongevallen en beroepsziekten

Overeenkomstig artikel 29 van deze regeling

dient het Comité voor het Statuut regelmatig

overleg te plegen over de toepassing ervan.

Tijdens zijn S2e vergadering op 28 september 1984

te Brussel heeft dit Comité met algemene stemmen

een gunstig advies uitgebracht

over de hierna volgende bepalingen

voor de interpretatie van de genoemde regeling
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BEPALINGEN VOOR DE INTERPRETATIE VAN DE REGELING VOOR DE

VERZEKERING TEGEN ONGEVALLEN EN BEROEPSZIEKTEN

(ARTIKEL 73 VAN HET STATUUT)

Artikel 2:

Lid 1 :

De termen "van buiten komende - plotselinge - gewelddadige - ongewone" hebben

zowel betrekking op het woord "inwerking" als op het woord "gebeurtenis" (*).

Onder "lichamelijk letsel" wordt eveneens verstaan de schade aan protheses

wanneer deze op het tijdstip van het ongeval hun functionele rol vervullen.

Lid 2 : ™

De met name genoemde gevallen betreffen voorvallen waarbij de "van buiten komende

gebeurtenis of inwerking" met duidelijk aantoonbaar is. Bepaaldelijk hernia en

Lumbago kunnen worden gedekt indien medisch wordt vastgesteld dat zij van trau-

matische oorsprong zijn.

Artikel 3 :

Er zij op gewezen dat de "uitoefening van werkzaamheden" de wezenlijke of belang-

rijkste oorzaak van de ziekte of de verergering van een reeds bestaande ziekte-

toestand dient te zijn.

In het in lid 2 bedoelde geval dienen de ambtenaar of zijn rechtverkrijgenden

alle gegevens te verstrekken d i e noodzakelijk zijn voor het leggen van een

oorzakelijk verband tussen de ziektetoestand en de arbeidsomstandigheden.

Artikel 4 :

Deze uitzonderingsgevallen dienen in rechtstreeks verband te staan met de ver

groting van het risico of de risico's welke zij meebrengen.

Artikel 5 :

De nieuwe tekst van artikel 40 van het Statuut (Verordening nr. 912/78 van de

Raad) betreffende de mogelijkheden tot behoud van de dekking, prevaleert over

het bepaalde in de regeling.

(*) Deze toelichting is noodzakelijk met het oog op eventuele verschillen in
interpretatie van de onderscheidene taalversies van de regeling.
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Artikelen 8 en 9

De inwerkingtreding van artikel 85 bis van het Statuut van de
ambtenaren waarbij ten gunste van de Gemeenschappen een algemene
subrogatie van rechtswege, met uitzondering evenwel van strikt

persoonlijke schade, wordt ingevoerd, maakt de voorwaarde van bij

overeenkomst te verlenen subrogatie voor uitkeringen uit hoofde

van deze regeling overbodig. De ambtenaar wordt in het bijzonder

verzocht zijn vorderingen van gemeen recht duideli jk te

De vaststel l ing dat de gevolgen van het ongeval z ich hebben gestabi l iseera houdt

in dat het z iektebeeld geen of s lech ts langzame en zeer geringe w i jz ig ingen ondei —

gaat. In het algemeen wordt ervan uitgegaan aat de s tab i l i sa t ie samenvalt met het

einde van een behandeling die verbeter ing heeft gebracht, hetgeen evenwel niet

betekent dat achteraf geen ondersteunende behandeling kan plaatsvinden.

Mochten na de stabi l isat ie nog bepaalde behandelingen w e n s e l i j k of noodza<el i jk

worden geacht, dan dient de behandelende arts zulks te vermelden en dient h i j

het oorzake l i j k verband van deze behandelingen met de gevolgen van het ongeval

aan te geven opdat z i jn door het tot aanstelling bevoegde gezag aangewezen ambt-

genoot z ich hierover met kennis van zaken een oordeel kan vormen met het oog op

een eventuele terugbetaling.

Ook ten aanzien van de kuren dient de door het tot aanstel l ing bevoegde gezag

aangewezen ar ts bij de evaluatie van alle gevolgen van het ongeval een oordeel

te formuleren en zich, onaf hankeli j k van het besluit dat is genomen door de raad-

gevend arts van het afwikkel ingsbureau waaronder de ambtenaar res-

sor teer t , uit te spreken over het oorzake l i j k verband tussen het ongeval en de

betreffende behandeling. Voorts zij opgemerkt dat krachtens het besluit van de

'hoofden van administrat ie dat op 1 januari 1980 in werk ing is getreden,, de terug-

betaling van de ve rb l i j f kos ten bij kuren beperkt is tot een aanvullend bedrag

dat gel i jk is aan het maximum dat in de z iek tekostenverzeker ing van toepassing

is. Deze bepaling geldt eveneens voor de terugbetaling van bri lmonturen.

Kosten van gerechteli j k-geneeskundige exper t ises.

Slechts de op initiatief van de rechtbanken in het kader van eventuele geschil len

tussen de Gemeenschappen en derden gemaakte kosten worden uit hoofde van deze

regeling vergoed.
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Dergelijke kosten die door de ambtenaar worden gemaakt in het kader van een

procedure van gemeen recht - hetzij in de vorm van een minnelijke schikking,

hetzij in de vorm van een gerechtelijke procedure - die ten doel heeft andere

oorzaken van schade geldeno te maken dan die welke onder deze regeling vallen

of vergoeding te verkrijgen vtin het gedeelte waarmee de bedragen worden over-

schreden welke uit hoofde van door deze regeling erkende schadeoorzaken worden

toegekend, zijn met gedekt.

Artikel 12 :

Deze vergoeding heeft niet uitsluitend ten doel invaliditeit van anatomisch-

functionele aard te compenseren, doch kan eveneens de uit hetzelfde ongeval

voortvloeiende geestelijke invaliditeit dekken. Deze twee uitkeringen, die

twee verschillende soorten schade compenseren, zijn cumuleerbaar. Deze cumu-

latie is echter beperkt tot 100 % van het bij algehele invaliditeit uitgekeerde

kapitaal. De laatste bepaling van de bijlage bij de regeling mag wat dit betreft

voldoende duide'i'k worden geacht "De totale schadevergoeding op grond van

meer invaliditeiten voortvloeiend uit hetzelfde ongeval wordt door optelling

vastgesteld; in geen geval echter kan deze vergoeding het gehele, voor blij-

vende algehele invaliditeit verzekerde kapitaal ... te boven gaan".

Artikel 14 :

Deze vergoeding, die andere oorzaken van schade compenseert dan die welke door

de in artikel 12 bedoelde vergoeding worden gedekt, wordt bij deze laatste op-

geteld.

De som van de in de artikelen 12 en 14 bedoelde vergoedingen mag echter niet

groter zijn dan het bedrag van de vergoeding die bij algehele blijvende inva-

liditeit gewaarborgd is (100 7.1.

Artikel 15 .

Deze vergoeding wordt toegevoegd aan die bedoeld in de artikelen 12 en 14.

De bijstand van een andere persoon is afhankelijk gesteld van de voorafgaande

toestemming van de door het tot aanstelling bevoegde gezag aangewezen arts.
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Artikel 16

Leden 1 en 2 :

Er zi] op gewezen dat deze formaliteiten onontbeerlijk zijn voor het openen

van een dossier door de administratie. Oe bewijslast berust bij de aanvrager.

Op de formulieren voor de aangifte van ongevallen dient, behalve de datum en

de handtekening van de ambtenaar of zijn rechtverkrijgenden, de vermelding

"ondergetekende verklaart dat dit certificaat naar waarheid is ingevuld" te

worden aangebracht. Het certificaat dient duidelijk en nauwkeurig de identi-

teit te vermelden van de arts die het heeft opgesteld.

'Lid 3 •

De administratie kan voor een dergelijk onderzoek de medewerking van een of

meer deskundigen inroepen.

Artikel 18

In geval van overlijden kan de administratie de medewerking van de rechtver-

krijgenden inroepen voor net verrichten van een autopsie.

Artikel 19 :

De arts of artsen kunnen zich onbevoegd verklaren ten aanzien van een voorval

dat vraagt om een strikt juridische evaluatie (kwalificatie als

ongeval of beroepsziekte). De autoriteit neemt haar besluit na het juridisch

advies van de partijen te hebben ingewonnen.

De medische commissie, een college van onafhankelijke deskundigen, beslist met

een meerderheid van stemmen en legt binnen de door de autoriteit gestelde ter-

mijn zijn conclusies voor.
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Artikel. 23

Lid 1



Deze procedure verschilt in dit opzicht van de procedure weLke ingeval van arbitrage

van toepassing is. De commissie komt bijeen op initiatief van de meest gerede partij.

Indien het geschil niet van medische aard is, verklaart de commissie zich onbevoegd.

Lid 2 :

Onder kosten dienen te worden verstaan alle bedragen welke met als honoraria kunnen

worden aangemerkt.

Artikel 27 :

Lid 1 :

De uitdrukking "het land «aar de instelling waartoe de ambtenaar behoorde, is geves;

tigd" is eveneens van toepassing ten aanzien van ambtenaren welke de dienst defini-

tief beëindigd hebben.

Lid_2 :

De op de datum van het besluit geldende koers is de omrekeningskoers van de gekozen

valuta ten opzichte van de ECU.
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